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1 EINLEITUNG 

Im Stadtteil Bad Vilbel Dortelweil soll das bestehende Möbelhaus Porta abgerissen und zusammen mit 

Fachmärkten und einem Gastronomiebetrieb neu errichtet werden. Die vorgesehene 3,8 ha große Flä-

che ist im Regionalplan Südhessen/Regionalen Flächennutzungsplan 2010 teilweise als Sondergebiet 

„Möbel“, Bestand, und teilweise als gewerbliche Baufläche, Bestand, dargestellt. Die Fläche liegt im 

Geltungsbereich mehrerer Bebauungspläne. Die Planungsfläche soll im Rahmen der zweistufigen Bau-

leitplanung als geplantes Sonstiges Sondergebiet SO „großflächiger Einzelhandel“ dargestellt werden. 

Hierzu wurde von der Stadt Bad Vilbel ein Zielabweichungsantrag gestellt. Mit Schreiben (per Mail) 

vom 26.01.2024 wies das Regierungspräsidium Darmstadt (Aktenzeichen: Dez. III 31.2-93 d52.14/4-

2022/1-Vorabstimmung) unter anderem darauf hin, dass das Urteil des Bundesverwaltungsgerichts 

vom 28. September 2023 – 4 C 6.21 zu berücksichtigen sei. „Danach muss im Rahmen der Prüfung, ob 

die Grundzüge der Planung im Sinne des § 6 Abs. 2 Satz 1 ROG berührt sind, entsprechend § 8 Abs. 2 

ROG geprüft werden, ob das Vorhaben voraussichtlich mit erheblichen Umweltauswirkungen verbun-

den sein wird. Zwar dürfte eine entsprechende Vorprüfung angesichts der Tatsache, dass es sich um 

eine Umstrukturierung im Bestand handelt, unproblematisch sein. Der Verfahrensschritt als solcher ist 

jedoch zur Vermeidung von Klagen auch von anerkannten Umweltvereinigungen durchzuführen. Ich 

bitte Sie daher, in einer gesonderten Unterlage in der gebotenen Kürze eine Beschreibung der voraus-

sichtlichen Umweltauswirkungen anhand der Ziffer 2 der Anlage 2 zum Raumordnungsgesetz vorzule-

gen. Diese Unterlage wird ebenfalls Gegenstand der Behördenbeteiligung werden, siehe § 8 Abs. 2 

Satz 2 ROG.“ 

 

Mit der Erstellung der o. g. Unterlage wurde das Büro PGNU aus Frankfurt am Main am 05.03.2024 

durch das Büro ROB – Planergruppe aus Schwalbach am Taunus beauftragt. 

 

2 SACHLAGE 

Gemäß dem o. g. Urteil ist eine Umweltprüfung gemäß § 8 ROG nur dann durchzuführen, wenn eine 

Planänderung des Regionalplanes erforderlich ist. Eine Zielabweichung ohne Planänderung darf aber 

nur gewährt werden, wenn die Grundzüge der Planung nicht betroffen sind. Es ist dementsprechend 

zu klären, ob die Grundzüge der Planung, hier also umweltrelevante Zielstellungen durch die Zielab-

weichung betroffen sind. 

Die Grundzüge der Planung sind nicht betroffen, sofern die aus Sicht der Schutzgüter des § 2 des UVPG 

zu berücksichtigenden Ziele und die im Regionalplan Südhessen / Regionalen Flächennutzungsplan 2010 for-

mulierten Grundzüge der Planung im Allgemeinen sowie die in den weiteren Kapiteln 4 Freiraumsiche-

rung und -entwicklung, 6 Wasser, 8 Energie, 10 Land- und Forstwirtschaft und 12 Denkmalpflege dies-

bezüglich formulierten Grundsätze und Ziele durch die Zielabweichung nicht betroffen sind. 

Dies ist gemäß Anlage 2 ROG anhand der vorliegenden Stellungnahme zu prüfen. 

Abbildung 1 stellt den planungsrechtlichen Status quo auf der Ebene des Regionalplans Südhessen / 
Regionalen Flächennutzungsplans 2010 dar. Abbildung 2 den Zielzustand bei Genehmigung der Ziel-
abweichung. 
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Abbildung 1: Auszug aus dem Regionalplan Südhessen / Regionalen Flächennutzungsplans 2010, das vom Abweichungsan-
trag betroffene Gebiet ist grün umrandet. Grau: gewerbliche Baufläche, Bestand, Orange: Sondergebiet "Möbel", Bestand. 
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Abbildung 2: Antragsbereich des geplanten Sonstigen Sondergebietes (aus der Begründung zum Antrag der Stadt Bad Vilbel 
– Stand 13.12.2023) 
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Abbildung 3: Luftbild (google maps 2024) 

Bestand und Bewertung 

Im Bestand wird das Gebiet vom Möbelhaus Porta, Nebengebäuden, Parkplatzflächen sowie Rasenflä-

chen und Gehölzbestand eingenommen (vgl. Abb. 3). 

Zudem sind die folgenden Nutzungen vorhanden: eine leerstehende Gewerbehalle, Einzelhandelsge-

schäft Kitzinger Blumen und Pflanzen, leerstehendes Wohngebäude, Schotterflächen. 

Es handelt sich insgesamt um einen mäßig durchgrünten bereits gewerblich genutzten Innenbereich 

ohne besondere Bedeutung im Hinblick auf die Grundzüge und Zielstellungen der Regionalplanung 

oder die Schutzgüter des UVPG (§ 2) sowie den Artenschutz (§§ 44 ff BNatSchG). Bis auf den Gehölz-

bestand ist dem Gebiet hinsichtlich der o. g. Schutzgüter keine besondere Bedeutung beizumessen. 
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3 PRÜFUNG GEMÄß ANLAGE 2 ROG 

3.1  GRUNDSÄTZE UND ZIELSETZUNGEN DES REGIONALPLANS SÜDHESSEN HINSICHTLICH DER 

SCHUTZGÜTER DES UVPG  

Im Regionalplan/Regionalen Flächennutzungsplan 2010 der Planungsregion Südhessen werden auf Seite 10 ff. 

die folgenden Grundzüge der Planung definiert: 

 

• Erhaltung und Stärkung der polyzentralen Siedlungsstruktur durch Ausbau und Weiterentwicklung (vor-

rangig) der (großen und mittleren) Zentren, 

• Stärkung und Profilierung des Verdichtungsraums Rhein-Main/Rhein-Neckar als Lebens- und Arbeitsort, 

• Vorrangige Nutzung und qualitative Weiterentwicklung der bestehenden (und planungsrechtlich gesi-

cherten) Wohn- und Gewerbeflächen, 

• Bedarfsgerechte Bereitstellung neuer Flächenangebote im Einzelfall, insbesondere im Hinblick auf die 

Förderung der kleinen und mittleren innovativen Unternehmen und die Bereitstellung eines quantitativ 

und qualitativ ausreichenden Wohnungs-, Kultur- und Freizeitangebots, 

• Zukunftsfähige Weiterentwicklung des Verkehrssystems durch Sicherung und Weiterentwicklung des 

Flughafens Frankfurt Main als internationales Drehkreuz unter Berücksichtigung der Ergebnisse der Me-

diation, optimale Einbindung der Region in das europäische Hochgeschwindigkeitsnetz der Bahn, Ausbau 

des öffentlichen Nahverkehrsnetzes und noch notwendige Ergänzungen des Straßennetzes, 

• Nachhaltige Sicherung und Entwicklung des Freiraums für Arten- und Biotopschutz durch ein überörtli-

ches Biotopverbundsystem, Klimaschutz und Klimaadaption, Gewässerschutz, Erholung und Land- sowie 

Forstwirtschaft; Erhaltung der Kulturlandschaft und Schutz des vielfältigen Landschaftsbildes, 

• Ausbau und flächenhafte Fortentwicklung des Regionalparkkonzepts im Verdichtungsraum und Vernet-

zung mit den ländlich geprägten benachbarten Räumen, 

• Schaffung der Voraussetzungen für vielfältige und zukunftssichere, existenzsichernde und wohnstätten-

nahe Erwerbsmöglichkeiten, die die Vereinbarkeit von Familie und Beruf für Frauen und Männer ermög-

lichen, 

• Verstärkte Berücksichtigung des Klimaschutzes sowie der Vorsorge vor den Folgen des Klimawandels als 

wichtige Querschnittsaufgabe bei allen Planungsentscheidungen in der Region. 

Ziele und Grundsätze Raum und Siedlungsstruktur 

Bad Vilbel liegt als Mittelzentrum im Verdichtungsraum Rhein-Main/Rhein-Neckar. 

Der Grundsatz G3.1.2 des Regionalplans/Regionalen Flächennutzungsplans sieht vor:  

Der Verdichtungsraum Rhein-Main/Rhein-Neckar soll seine Funktion als Wirtschaftsraum von europäischer Be-

deutung und als Impulsgeber für die Region auch in Zukunft erfüllen. Seine Stärken wie hohe Wirtschaftskraft, 

vielfältiger Arbeitsmarkt, breites Infrastrukturangebot auch im kulturellen und wissenschaftlichen Bereich und 

reichhaltiges Freizeitangebot sollen erhalten, Umweltbelastungen vermindert werden. Dazu ist/sind  

• günstige Standortbedingungen für agglomerationsabhängige Unternehmen und Einrichtungen sowie für die 

Profilierung der Region auf ihren spezifischen Kompetenzfeldern zu schaffen, 

• ein ausreichendes Wohnungsangebot durch Ausweisung von Wohnbaugebieten vorrangig in zentralen Lagen 

sowie an den Haltepunkten insbesondere des schienengebundenen ÖPNV vorzusehen, 



Stand: 04.04.2024 

Prüfung der voraussichtlichen Umweltauswirkungen der geplanten Abweichung von den Zielen des Regionalplanes Südhessen für einen Teil-

bereich des Bebauungsplans „Im Weitzesgrund“   - Kurzstellungnahme -

 

 

                                              7 

• die Inanspruchnahme von Freiflächen durch Nutzung der Möglichkeiten zur Innenentwicklung und eine ange-

messene bauliche Verdichtung zu begrenzen, 

• die regionalen Grünzüge als langfristig von Besiedlung freizuhaltende Freiräume nachhaltig zu sichern,  

• der Regionalpark auszuweiten und die Regionalparkrouten bei Berücksichtigung ihrer weiteren Funktionen zu 

attraktiv gestalteten Landschaftsbändern mit hohem Erholungs- und Erlebniswert zu entwickeln, 

• insbesondere verkehrsbedingte Emissionen und sonstige Luftverunreinigungen zu mindern und den Flächenver-

brauch auf ein Mindestmaß zu reduzieren, 

• die internationale Anbindungsqualität durch Erhaltung und Stärkung des Flughafens Frankfurt Main als bedeu-

tende Drehscheibe im internationalen Luftverkehr und die Realisierung der Hochgeschwindigkeitsstrecken des 

Schienenpersonenfernverkehrs zu gewährleisten, 

• die Funktions- und Aufgabenteilung zwischen den Oberzentren und den anderen Städten durch interkommunale 

Kooperation auch länderübergreifend zu verbessern, • überörtliche Grün-, Freizeit-, Sport- und Erholungsanlagen 

in ihrem Bestand und notwendigem Ausbau zu sichern. 

 

Siedlungsstruktur 

Hinsichtlich der Siedlungsstruktur sind im Regionalplan/Regionalen Flächennutzungsplan folgende Grundsätze 

gelistet: 

G3.4-1 Die Entwicklung der Siedlungsstruktur soll sich am Leitbild für den Regionalen Flächennutzungsplan und 

den Regionalplan Südhessen „Frankfurt/Rhein-Main 2020 – die europäische Metropolregion“ orientieren. 

G3.4-2 Die Siedlungsstruktur soll im Sinne einer nachhaltigen Regionalentwicklung so  

gestaltet werden, dass  

• durch Orientierung der Wohnsiedlungsentwicklung an den Achsen des Schienenverkehrs eine verstärkte Inan-

spruchnahme des ÖPNV unterstützt wird, 

• durch räumliche Zuordnung von Wohnen, Arbeiten, Versorgen, Erholen und Gemeinbedarf längerfristig güns-

tige Voraussetzungen für eine verkehrsvermeidende und energieeinsparende Siedlungsstruktur geschaffen wer-

den, 

• durch Konzentration der Siedlungstätigkeit auf Schwerpunkte einer Zersiedlung der Landschaft vorgebeugt wird 

und  

• durch Sicherung einer sozial ausgewogenen Bevölkerungsstruktur und Verhinderung von Ghettobildung die 

Nachhaltigkeit der Siedlungsstruktur gewährleistet wird. 

G3.4-3 Die weitere Siedlungstätigkeit über die Eigenentwicklung hinaus soll vorrangig in den zentralen Ortsteilen 

der Ober- und Mittelzentren im Verlauf der Nahverkehrs- und Siedlungsachsen stattfinden. 

G3.4-4 Bei der weiteren Siedlungsentwicklung ist mit Grund und Boden sparsam und schonend umzugehen. Die 

Siedlungsentwicklung ist am Landschafts- und Umweltschutz zu orientieren.  

G3.4-5 Dem Bedarf aus der Eigenentwicklung der ortsansässigen Bevölkerung und der gewerblichen Betriebe ist 

Rechnung zu tragen. Die Siedlungsentwicklung über die Eigenentwicklung hinaus soll mit Größe, Struktur und 

Ausstattung der Gemeinde im Einklang stehen. 
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G3.4-6 Eine den natürlichen und siedlungsstrukturellen Gegebenheiten angepasste hohe bauliche Dichte ist an-

zustreben. Eine Verdichtung der Wohnbebauung sollte insbesondere im fußläufigen Bereich attraktiver Haltestel-

len des ÖV erfolgen.  

G3.4-7 Vor der Ausweisung neuer Flächen sollen Baulandreserven in den bebauten Ortslagen mobilisiert sowie 

brachliegende Wohnsiedlungs- und Gewerbeflächen, erforderlichenfalls nach vorheriger Sanierung, wieder ver-

wendet werden. Hierzu zählen auch Konversionsflächen. Der Umbau, die Erneuerung und Ergänzung vorhandener 

Strukturen haben Vorrang vor größeren Wohnsiedlungs- und Gewerbeflächenneuausweisungen. 

G3.4-8 Neubaugebiete sollen im Anschluss an die bestehende Ortslage ausgewiesen werden. Eine angemessene 

Durchgrünung und nachhaltig wirksame Einbindung in die Landschaft ist vorzusehen. 

G3.4-9 Die Gliederung der Siedlungsstruktur soll durch Freiräume erfolgen, die insbesondere im Ordnungsraum 

durch die Ausweisung als Regionale Grünzüge gesichert werden. 

G3.4-10 In besiedelten Gebieten sollen Landschaftsbestandteile erhalten, gepflegt und entwickelt werden, die 

eine besondere Bedeutung für das Ortsbild, die Gliederung von Siedlungsflächen und die Wohnumfeldqualität 

aufweisen, Verbindungsfunktionen im Rahmen eines größeren Grünsystems erfüllen oder für den Zugang zur 

freien Landschaft von Bedeutung sind. Die Wechselwirkung zwischen Kulturlandschaftselement und Landschaft 

ist zu berücksichtigen. 

G3.4-11 Unter Berücksichtigung der Verkehrserschließung, insbesondere durch den Umweltverbund (ÖPNV, Fuß-

gänger- und Radverkehr) und der Auslastung von Versorgungseinrichtungen ist eine optimierte räumliche Zuord-

nung von Wohnen, Arbeiten, Erholen und Gemeinbedarfseinrichtungen sowie die Versorgung mit Dienstleistun-

gen anzustreben. Dabei sollen bereits auf der Ebene der Bauleitplanung Verkehrskonzepte unter besonderer Be-

rücksichtigung des Umweltverbundes  entwickelt und umgesetzt werden. 

G3.4-12 Die Belange von Frauen, Familien (insbesondere die Voraussetzungen zur Erbringung von Versorgungs-, 

Erziehungs- und Pflegeleistungen) und weniger mobilen Bevölkerungsgruppen sind insbesondere bei der räumli-

chen Zuordnung von Wohngebieten, Arbeitsstätten und Freizeiteinrichtungen, der Planung von Infrastrukturein-

richtungen sowie bei der Anbindung und Ausstattung des Nahverkehrsverstärkt zu berücksichtigen. 

 

Siedlungsgebiete 

Grundsätze: 

G3.4.1-1 Eine über die Eigenentwicklung hinausgehende Siedlungstätigkeit soll schwerpunktmäßig in den Städten 

und Gemeinden erfolgen, die aufgrund ihrer räumlichen, verkehrlichen und infrastrukturellen Voraussetzungen 

hierfür besonders geeignet sind.   

G3.4.1-2 Bei Städten und Gemeinden, die diese Voraussetzungen nicht aufweisen, soll sich die weitere Siedlungs-

tätigkeit vorrangig im Rahmen der Eigenentwicklung vollziehen. 

Z3.4.1_3: Die bauleitplanerische Ausweisung von Wohn-, gemischten Bauflächen und Sonderbauflächen sowie 

dazugehörenden kleineren gewerblichen Bauflächen hat innerhalb der in der Karte ausgewiesenen "Vorrang-

gebiete Siedlung, Bestand und Planung" stattzufinden. Die "Vorranggebiete Siedlung, Bestand und Planung" 

beinhalten auch Kleingartenanlagen, Grünflächen, Verkehrsflächen und Flächen für sonstige Infrastrukturein-

richtungen (u. a.). Diese Flächen werden nicht auf den maximalen Bedarf an Wohnsiedlungsfläche der Tabelle 

1 angerechnet. Im Geltungsbereich des RegFNP für den Ballungsraum Frankfurt/Rhein-Main stellt die Darstel-

lung von Wohn- und gemischten Bauflächen, Sonderbauflächen, Grünflächen, innerörtlichen Flächen für Ver- 

und Entsorgung, Gemeinbedarfsflächen sowie Flächen für Verkehrsanlagen zugleich das "Vorranggebiet Sied-

lung, Bestand und Planung" dar. 
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Industrie- und Gewerbegebiete 

Die Ziele Z3.4.3-2 und Z3.4.3-3 (Ausweisung von Sonderbauflächen, Zulässigkeit von großflächigem Einzelhan-

del in Industrie und Gewerbeflächen) sind für die Fragestellung nur insofern relevant, als das geplante Vorha-

ben in einer Siedlungsfläche Bestand vorgesehen ist, also ein Vorhaben der Innenentwicklung ist und den 

Grundsätzen G3.4-4, G3.4-7 und G3.4-11 entspricht. 

Z3.4.2-5 In den ausgewiesenen "Vorranggebieten Industrie und Gewerbe“ hat die Industrie- und Gewerbeent-

wicklung Vorrang gegenüber anderen Raumnutzungsansprüchen. 

4 Grundsätze der Freiraumsicherung 

4.1 Freiraumsicherung  

Aus Seite 83 sind im Regionalplan/Regionalen Flächennutzungsplan Südhessen folgende Grundsätze gelistet: 

G4.1-1 Der Freiraum soll insgesamt und mit seinen ökologischen, ökonomischen und sozialen Funktionen für eine 

nachhaltige Raumentwicklung gesichert werden.  

G4.1-2 Dem weiteren Verlust an Freiraum und einer dauerhaften quantitativen und qualitativen Beeinträchtigung 

der Freiraumfunktionen soll entgegengewirkt werden.  

G4.1-3 Freiraumbeanspruchende Nutzungen und Maßnahmen sollen so verwirklicht werden, dass die Flächenin-

anspruchnahmen und Trennwirkungen auf ein Minimum beschränkt und die Freiraumfunktionen sowie deren 

räumliche Vernetzung nicht beeinträchtigt werden. Funktionen des Siedlungsbereichs sollen mit denen angren-

zender Freiräume für Ausgleich und Ergänzung verknüpft werden.  

G4.1-4 Vor allem im Verdichtungs- und Ordnungsraum sollen zusammenhängende Freiräume in einem Freiraum-

verbund entwickelt werden. Die Vernetzung mit den Freiflächen innerhalb der Siedlungsbereiche ist herzustellen. 

 

Da es sich um ein Vorhaben der Innenentwicklung handelt und sich im Bestand außer Grundstücksfreiflächen 

keine wertvollen Biotope oder Grünzüge befinden bzw. entwickelbar sind, werden die Grundsätze zu 4.2 – 4.5 

und 4.7 und 4.9 nicht dargestellt. 

 

Zum Thema Klima werden unter 4.6 folgende Grundsätze aufgeführt: 

G4.6-1 Klimarelevante Planungen sollen grundsätzlich klimaschützende Aspekte, insbesondere die Reduzierung 

des CO2-Ausstoßes, berücksichtigen. Damit will die Region einen Beitrag zur Minderung der weltweiten Klimaver-

änderungen leisten. Den bereits eingetretenen und nicht mehr vermeidbaren Auswirkungen des Klimawandels 

soll durch die Berücksichtigung von Maßnahmen zur Klimaadaption Rechnung getragen werden.  

G4.6-2 Die Kalt- und Frischluftentstehungsgebiete sowie die Kalt- und Frischluftabflussschneisen sollen gesichert, 

offengehalten und soweit erforderlich, wiederhergestellt werden. 

G4.6-3 Im Regionalplan/RegFNP - Karte - sind die Kalt- und Frischluftentstehungsgebiete sowie die Kalt- und 

Frischluftabflussschneisen, die im räumlichen Zusammenhang mit belasteten Siedlungsbereichen stehen und 

wichtige Aufgaben für den Klima- und Immissionsschutz erfüllen, als "Vorbehaltsgebiete für besondere Klima-

funktionen" ausgewiesen. Diese Gebiete sollen von Bebauung und anderen Maßnahmen, die die Produktion bzw. 

den Transport frischer und kühler Luft behindern können, freigehalten werden. Planungen und Maßnahmen, die 
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die Durchlüftung von klimatisch bzw. lufthygienisch belasteten Ortslagen verschlechtern können, sollen in diesen 

Gebieten vermieden werden. 

Zum Thema Boden werden unter 4.8 folgende Grundsätze aufgeführt: 

G4.8-1 Böden und ihre vielfältigen Funktionen für den Naturhaushalt, die Gesellschaft und Wirtschaft, als Lebens- 

und Siedlungsraum sollen erhalten und nachhaltig gesichert werden. 

G4.8-2 Böden sind schonend und sparsam zu nutzen. Die Versiegelung ist auf ein unvermeidbares Maß zu be-

schränken. Die Wiederverwendung von bereits für Siedlungs-, Gewerbe- und Infrastrukturanlagen genutzten 

Flächen hat Vorrang vor der Inanspruchnahme bisher anders genutzter Böden. 

G4.8-3 Böden mit hoher Leistungsfähigkeit für Produktion (Land- und Forstwirtschaft) nd Regelung im Stoffhaus-

halt, Böden mit hohem Filter- und Speichervermögen für den Grundwasserschutz, Böden von kultur- und natur-

geschichtlicher Bedeu-tung, besondere erdgeschichtliche Bildungen und Böden der Extremstandorte sollen erhal-

ten, vor Beeinträchtigungen und anderweitigen Inanspruchnahmen gesichert und schonend und standortgerecht 

genutzt werden. 

G4.8-4 Beeinträchtigte und/oder empfindliche Böden sind problemangepasst zu nutzen und zu verbessern. 

Schädliche Bodenveränderungen sind zu sanieren. 

G4.8-5 Erosionsanfällige Standorte sollen durch erosionsvermindernde Nutzungsformen vor Bodenabtrag gesi-

chert werden. Bei Baumaßnahmen – einschließlich der Rohstoffgewinnung – ist der Verlust von Oberboden zu 

vermeiden. 

6 Grundsätze und Ziele zum Schutzgut Wasser  

Der Regionalplan/Regionale Flächennutzungsplan führt zum Schutzgutwasser folgende Grundsätze an: 

6.1 Grundwasser  

G6.1.1 Das Grundwasser als eine natürliche Lebensgrundlage des Menschen sowie der Pflanzen- und Tierwelt ist 

flächendeckend zu schützen und nachhaltig zu sichern.  

G6.1.2 In der Planungsregion Südhessen sind die erforderlichen Maßnahmen durchzuführen, um die Einleitung 

von Schadstoffen in das Grundwasser zu vermeiden oder zu begrenzen, eine Verschlechterung des Grundwasser-

zustandes zu verhindern und einen guten Zustand zu erreichen. Die erforderlichen Maßnahmen sind durch die 

entsprechenden Maßnahmenprogramme und Bewirtschaftungspläne nach Wasserhaushaltsgesetz (WHG) bzw. 

Hessischem Wassergesetz (HWG) zu konkretisieren.  

G6.1.3 Soweit fachlich sinnvoll, ist zwischen Grundwasserentnahme und -neubildung ein Gleichgewicht zu ge-

währleisten.   

G6.1.4 In durch Grundwasserentnahmen besonders beanspruchten Gebieten sollen Bewirtschaftungspläne oder 

vergleichbare Fachpläne eine nach ökologischen und hydrologischen Maßstäben standortangepasste Bewirt-

schaftung des Grundwassers durch geeignete Maßnahmen, wie z. B. Grundwasseranreicherung (Infiltration von 

aufbereitetem Oberflächenwasser), sicherstellen und zu einer Stabilisierung des örtlichen und regionalen Grund-

wasserhaushaltes beitragen.   

G6.1.5 Unversiegelte Flächen sind als Voraussetzung für die natürliche Grundwasserneubildung und Filterung des 

Wassers im Boden möglichst zu erhalten oder durch Rückbau wiederherzustellen. Die Möglichkeit zur Versicke-

rung von nicht schädlich verunreinigtem Niederschlagswasser in den Boden soll weitgehend genutzt werden.  
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G6.1.6 In Gebieten mit periodisch stark schwankenden und zu erwartenden flurnahen Grundwasserständen ist 

auf eine angepasste Bebauung zu achten. Insbesondere sind hier frühzeitig im Zuge der Erstellung von Bebau-

ungsplänen die Grundwasserverhältnisse und die maximal zu erwartenden Grundwasserstände näher zu unter-

suchen und entsprechende Bemessungsgrundwasserstände festzulegen.  

G6.1.7 Zum Schutz des Grundwassers in qualitativer und quantitativer Hinsicht sind in besonders schützenswerten 

Bereichen der Planungsregion Südhessen „Vorbehaltsgebiete für den Grundwasserschutz“ ausgewiesen und in 

der Karte dargestellt. Der Schutz des Grundwassers hat hier einen besonders hohen Stellenwert bei der Abwägung 

gegenüber Planungen und Vorhaben, von denen Grundwasser gefährdende Wirkungen ausgehen können. Neben 

den bestehenden und geplanten Trinkwasser- und Heilquellenschutzgebieten (Zonen I - III/IIIA) sind dies Flächen 

mit geringer natürlicher Schutzwirkung gegenüber Grundwasserverschmutzung.  

G6.1.8 Die für die Trinkwasserversorgung genutzten Grundwasserressourcen sind für diesen Zweck langfristig zu 

sichern und vor qualitativen Beeinträchtigungen zu schützen.   

Z6.1.9 In den Zonen I u. II der Trinkwasserschutzgebiete hat die Nutzung des Grundwassers für die Trinkwasser-

versorgung Vorrang vor anderen, entgegenstehenden oder einschränkenden Nutzungsansprüchen. 

 

Oberirdische Gewässer sind im Antragsbereich nicht vorhanden. 

 

6.5 Abwasserbehandlung  

G6.5-1 Abwässer sollen so abgeleitet und gereinigt werden, dass von ihnen keine nachteiligen Wirkungen auf 

Oberflächengewässer, Grundwasser oder andere Schutzgüter ausgehen.  

G6.5-2 Die Gehalte an Pflanzennährstoffen sind nach dem Stand der Technik zu reduzieren. Schwer abbaubare 

und toxische Stoffe, langlebige oder sich im Naturhaushalt anreichernde Substanzen sind aus den Abwasserein-

leitungen fernzuhalten. 

G6.5-3 Die Abwasserableitungs- und Reinigungsanlagen sind in ihrem Ausbaustandard dem Ziel einer optimalen 

Reinigungsleistung anzupassen. Bei den einzelnen Maßnahmen müssen die örtlichen Verhältnisse sowie die je-

weiligen ökologischen, technischen und wirtschaftlichen Anforderungen berücksichtigt und unter diesen Aspekten 

sinnvolle Lösungen konzipiert werden. Ortsteile, die noch keine Abwasserbehandlung aufweisen, sind vorrangig 

in die Maßnahmen einzubeziehen. In ländlichen Bereichen mit geringem Abwasseranfall sind dezentrale Konzep-

tionen und naturnahe Kläranlagen zu bevorzugen.  

G6.5-4 Standorte für neue Kläranlagen sind unter raumordnerischen Gesichtspunkten dort festzulegen, wo sie 

landschaftsökologisch den geringsten Eingriff darstellen, wobei die langfristige Siedlungsentwicklung zu berück-

sichtigen ist.  

Z6.5-5 Die bestehenden Anlagen zur Abwasserbehandlung sind zu sichern. Die Kläranlagen ≥ 20.000 Einwohner-

werte sind in der Karte dargestellt. 

8 Grundsätze zur Energie  

Der Regionalplan/Regionale Flächennutzungsplan Südhessen definiert hier folgende Grundsätze: 

G8-1 Durch Ausschöpfung aller Möglichkeiten zur Energieeinsparung und rationellen Energienutzung sollen die 

Rohstoffvorkommen geschont und die Umweltbelastung verringert werden. Gleichzeitig ist der Einsatz einheimi-

scher erneuerbarer Energieträger zu fördern.   
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G8-2 Der Wirkungsgrad bestehender Energieerzeugungsanlagen ist durch vermehrte Wärmeauskopplung und 

Abwärmenutzung zu erhöhen.  

G8-3 Großkraftwerke (mehr als 200 MW) sollen nur erweitert oder an einem neuen Standort errichtet werden, 

wenn sich aus dieser Maßnahme in der Gesamtbetrachtung ökologische Vorteile ergeben.  

G8-4 Bei Bedarf an überörtlicher Stromerzeugung ist Kraftwärme gekoppelten Anlagen grundsätzlich der Vorzug 

zu geben.  

G8-5 Die Fernwärmeversorgung soll in geeigneten Gebieten, insbesondere im Verdichtungsraum, ausgebaut wer-

den. Die in den Oberzentren und anderen Gemeinden des Verdichtungsraumes bestehenden Fernwärmeversor-

gungen sind zu modernisieren, in Anlehnung an bestehende Netze und Erzeugungsanlagen auszubauen und un-

tereinander zu verknüpfen. Dabei sollen die Abwärmepotenziale aller energieerzeugenden Anlagen, soweit noch 

nicht erfolgt, in die Wärmeversorgung einbezogen werden. Das Wärmepotenzial des Kraftwerks-standortes Stau-

dinger soll zur Nah- und Fernwärmeversorgung des Verdichtungsraumes Rhein-Main (Ballungsraum Frank-

furt/Rhein-Main) so weit wie möglich ausgeschöpft werden. Durch den Kraftwerksstandort sollen neue Wärme-

versorgungsgebiete erschlossen, vorhandene Wärmeleitungsnetze angeschlossen und die erforderliche Leitungs-

infrastruktur ausgebaut werden.  

G8-6 Bei der Ausweisung neuer Baugebiete ist zu prüfen, ob - je nach Siedlungsstruktureller Eignung - Fern- oder 

Nahwärme, regenerative Energien oder Erdgas zur Wärmeversorgung eingesetzt werden können. Dezentrale 

Kraftwärmekopplung soll vorrangig in der Umgebung von Bedarfsschwerpunkten zum Einsatz kommen.  

G8-7 Blockheizkraftwerke (BHKW) sollen möglichst mit Energieträgern erneuerbarer Energien betrieben werden.   

G8-8 Der Anschluss unversorgter Gemeinden an das Erdgasversorgungsnetz soll bei entsprechendem Energiebe-

darf angestrebt werden. Dies gilt insbesondere für Gemeinden entlang oder in Nachbarschaft von bestehenden 

oder geplanten Erdgasfernleitungen, für Bereiche mit hoher Luftbelastung und mit hoher Bedeutung für den 

Fremdenverkehr. 

10 Land- und Forstwirtschaft 

Land- und forstwirtschaftlich genutzte Flächen sind im Antragsbereich nicht vorhanden. 

12 Grundsätze zur Denkmalpflege  

Zur Denkmalpflege werden auf Seite 132 des Regionalplans/Regionaler Flächennutzungsplan Südhessen fol-

gende Grundsätze aufgeführt. 

G12-1 Im Bereich der Denkmalpflege ist aus Sicht der Regionalplanung der Schutz regional und überregional be-

deutsamer Kulturdenkmäler sowie bedeutender historischer Ortsansichten oder archäologische Denkmäler zu ge-

währleisten.  

G12-2 Die Kulturdenkmäler sind in die städtebauliche Entwicklung und Raumordnung einzubeziehen.  

G12-3 Die Belange der Denkmalpflege und des Denkmalschutzes sind bei Planungen und Vorhaben zu berücksich-

tigen und mit der Denkmalfachbehörde (Landesamt für Denkmalpflege) abzustimmen. 
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3.2  PRÜFUNG, OB DAS VORHABEN DEN GRUNDZÜGEN DER PLANUNG AUS SICHT DER 

SCHUTZGÜTER DES UVPG WIDERSPRICHT 

Gemäß den Vorgaben der Regionalplanung sollten Sondergebiete nicht in einem "Vorranggebiet Industrie und 

Gewerbe", sondern in den „Vorranggebieten Siedlung, Bestand und Planung“ (Ziel Z3.4.1-3) dargestellt werden. 

Im Status Quo ist das für einen Teil der Fläche nicht der Fall. Die Zielabweichung und die spätere für das Bauleit-

planverfahren geplante Festsetzung des Gebietes als Sonderbaufläche bereinigen diese Situation, in dem an die 

östlich und südlich angrenzenden Siedlungsflächen Wohnen angebunden wird. 

In Gewerbe- und Sondergebieten ist gemäß Baunutzungsverodnung § 17 eine maximale Grundflächenzahl von 

0,8 zulässig. Aus den raumordnerischen Vorgaben zur Flächennutzung lässt sich also auf dieser Ebene kein Un-

terschied im Hinblick auf die Schutzgüter Fläche, Boden und Biotopverlust ableiten. 

In einem Sondergebiet „großflächiger Einzelhandel“ sind überdies nur Nutzungen zulässig, die mit deutlich ge-

ringeren Umweltauswirkungen verbunden sind, als den Umweltauswirkungen von Nutzungen, die prinzipiell in 

Industrie und Gewerbegebieten zulässig sind. Eine zusätzliche Beeinträchtigung von Luft und Klima ist nicht zu 

erwarten; einerseits da es sich um ein Vorhaben der Innenentwicklung handelt von dem unter Zugrundelegung 

regionalplanerischer Kategorien keine erhebliche Verkehrszunahme zu erwarten ist und andererseits da der 

Stand der Technik zwischenzeitlich wesentlich energieeffizienteres Bauen zulässt.  

Da es sich um eine Änderung im Bestand handelt sind a priori keine Belange der Land- und Forstwirtschaft be-

troffen. Im Gebiet sind darüber hinaus keine bekannten Gegenstände des Kultur- und Bodendenkmalschutzes 

vorhanden. 

Die Vorgaben zu den Zielen und Grundsätzen des Regionalplans Nr. 4 Freiraumsicherung, Nr. 6 Wasser, Nr. 8 

Energie sowie weiteren Schutzgütern des UVPG, i. e.  Artenschutz, Boden, Klima und Luft, menschliche Gesund-

heit, Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt, Landschaft, kulturelle Erbe, sonstige Sachgüter und Wechselwirkun-

gen zwischen den Schutzgütern werden durch die Zielabweichung eher begünstigt, weil sich im Rahmen der fol-

genden Bauleitplanung mehr Möglichkeiten für Festsetzungen im Sinne der Zielstellungen der Regionalplanung 

ergeben. Auf der Ebene der Raumplanung ergeben sich im Sondergebiet „großflächiger Einzelhandel“ alleine 

schon auf Grund der Präzisierung im Hinblick auf die Flächennutzung zu den Punkten 2.1 – 2.5 (Anlage 2 zu § 8 

Abs. 2 ROG, Nr. 2, 2.1 -2.5.) deutlich weniger Auswirkungen als im Hinblick auf eine Darstellung als Gewerbege-

biet, da diese Darstellung auf der Ebene der Raumplanung zahlreiche Nutzungen mit vollkommen unterschiedli-

chen Umweltauswirkungen zulässt, die auf der Ebene der Regionalplanung vorab nicht zu präzisieren sind.  

Im gesamten Plangebiet sind keine Schutzgegenstände und -gebiete gemäß den Kriterien 2.6.1 – 2.6.9. (Anlage 

2 ROG) anzutreffen. 

Im Zuge der Realisierung der Planungsvorhaben, denen die Beantragung der Zielabweichung dient, werden un-

abhängig von den Darstellungen in der Regionalplanung, dennoch Freiflächen und Gehölzbestände entfallen. Die 

naturschutzrechtlichen Eingriffsbetrachtungen nach den Vorgaben des BauGB (Eingriffsregelung), die Berück-

sichtigung des Artenschutzes gemäß § 44 BNatSchG beim Abbruch der bestehenden Gebäude und Gehölze und 

den Maßnahmenplanungen sowie die Erarbeitung eines Umweltberichtes gemäß den §§ 2 und 2a BauGB sind 

im Zuge der weiteren Planung notwendig und garantieren die Berücksichtigung der Belange des ROG, des UVPG 

und der Vorgaben der Regionalplanung sowie der Naturschutzgesetzgebung. 

Details zur Umsetzung der umweltrelevanten Grundsätze und Zielstellungen der Regionalplanung, die in Kapitel 

3.1 aufgeführt sind, ergeben sich dementsprechend auf der Ebene der Bauleitplanung (Abschichtung), durch ent-

sprechende Festsetzungen zu Bodennutzung/Flächenausnutzung, Pflanzbindungen, Begrünung, Artenschutz und 

Entwässerung sowie Festlegung von grünordnerischen Zielen. 
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Fazit 

Da auf der Ebene der Raumplanung die Umsetzung der Grundsätze und Ziele nicht präzisiert und auf die folgende 

Bauleitplanung abgeschichtet wird, lassen sich die Auswirkungen der Zielabweichung hier nur pauschal im Sinne 

einer Worst-Case-Betrachtung „was sind die maximal möglichen Auswirkungen der Zielabweichung“ beurteilen. 

Die geplante Zielabweichung widerspricht aus Sicht der Schutzgüter des UVPG und der Zielsetzungen der Regio-

nalplanung zu diesen Schutzgütern nicht den Grundzügen der Planung, da wie in Kap. 3.2. ausgeführt, im Hinblick 

auf die in Kap. 3.1 gelisteten Ziele und Grundsätze durch die geplante Darstellung als Sonderbaufläche im folgen-

den Bauleitplan im Vergleich zu einer Darstellung als Industrie bzw. Gewerbefläche eher Verbesserungen im 

Sinne dieser Zielstellungen erfolgen können, überdies werden bestehende Inkohärenzen hinsichtlich der aktuel-

len Nutzungen und regionalplanerischen Darstellungen aufgelöst (vgl. Kap. 3.2, Satz 2). 

 

Frankfurt am Main, den 04.04.2024 

 

Johannes Christoph Kress 
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